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STRASSENAUSBAUPLAN - VERKLEINERT 

( Die N.jmtnerierung erfolgt analog § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Art und Mali der Nutzung 

II, I+D 

II+D 

II 

I+D 

II+D 

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 

Das Mali der baulichen Nutzung für die noch unbebauten Teile 
des Bebauungsplans ist durch die maximal Uberbaubare Fläche, 

die maximale Geschoßfläche und durch die festgesetzte Zahl 
der Geschosse fixiert: 

Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) : max. 0,3 und 
Gescl'iossflächenzahl (§ 20 BauNVO): max. 0,6 

Grttidf lächenzahl (§ 19 BolNVO): max. 0,4 und 
Geschoßflächenzahl (§ 20 BauNVO): max. 0,9; 

Die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschos¬ 
sen einschließlich der zugehörigen Treppenräune i_nd einschl. 
ihrer Utnfassungswände sind bei Ermittlung der Geschoßfläche 
mitzurechnen. 

Zahl der zulässigen Vollgeschosse als Höchstwert 

1 Vollgeschoß und Dacf-igeschoß 

Dachgeschosse sind nach Art. 48 BayBO und § 14 DVBayBO auszu- 
fülmen und nicht als Vollgeschosse nach Art. 2, Abs. 4 BayBO. 

2 Vollgeschosse und Dachgeschoß 

Das Dacligeschoß kann auch ein Vol lgeschoß nach 
Art. 2, Abs. 4 BayBO sein. 

2-_Überbaubare Grundstücksf1ächen, Bauweise 

Die überbau baren G»-Lndstücks flächen auf noch nicht bebauten 
Grundstücken oder Grundstücksteilen werden durch Baugrenzen 
festgesetzt: 

2.2 

2.3 

2.4 

2. 5 

Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 

Eine Überschreitung der Baugrenzen in geringfügigem Ausmaß 
(z.B. für- Erker, Baikone etc.) ist gemäß § 23 Abs. 2 und 3 

BauNVO zulässig. Für Wintergärten kann die gartenseitige 
Baugrenze bis zu max. 2,0 m überschritten werden. 

Für den gesamten Geltungsbereich ist die offene Bauweise 
festgesetzt. 

Doppelhaushälften müssen in Grenzbebat.ji.ng errichtet werden, 
sie sind frauf~, First- und otTne Versatz gestaltungsgleich 
auszubilden. 

Die Firstrichtung der baulichen Anlagen ist entsprechend der 
Einzeichnung im Bebauungsplan anzuordnen. Dies gilt auch für 
die Garagen. 
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= FERTIGHÖHE - STRASSE 

= VORH. GELANDEHÖHE 

= MAX. FERTIGFUSSBODENHCHE - EG 
LT. FESTSETZUNGEN ZIFF. 29.1.2 

GEMEINDE SCHWINDEGG 

HÜHENPLAN NACH 
ZUM BEBAUUNGSPLAN 

"HOFMÜHLE" 

ZIFFER 29.1 

FERTIGUNGSDATEN: 

f\ 

ARCHITEKT - , DIPL.aING. 
TH. SCHWÄREN BO 
HERZOG-ALBRECHT-STRASSE 6 
8255 SCHWINDE 
TELEFON 0 8 0 8 2 /M5 

ENTWURF: AM 15.09.1992 

GEÄ.: AM 08.12.1992 

*——— 

NR. Xmxrung TAG NAME 

BAUHERR Gemeinde Schwindegg 
Landkreis Mühldorf a. Inn 

VORHABEN Baugebiet Hofmühle 

ANLAGE 

PLAN-NR. 

888/ 
GRÖSSE 0.29 m2 

MASSTAB 

1: 500 
LIBERSICHTSLAGEPLAN 

Bebauungsplan, Straßenplanung 

TAG NAtC 

Bf ARB 0M.1992 Lanser 

GEZ 0M. 199? Lanser 

GE PR OM. 199? E'9< 

Tiffortba hofft/ 

138.00 

M 1:1000 

Moreau str. 

ilNLULiNlCjUlviDUiW ÖriHbllUt Jt 

8313 VILSBIBURG 8440 STRAUBING 6900 JENA 

Andere untergeordnete Nebenanlagen gern. § 14 Abs. 1 BauNVO 
sind von dieser Festsetzung nicht betroffen. 

Firstrichtung 

29.1.2 
B) NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE 

3._Mindestgröße von Baugrundstücken 

Die Mindestgröße der Baugrundstücke beträgt: 
550 qm bei Einzelhäusern, 
300 qm bei Doppelhaushälften. 

4 =_Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebengebäude 

4.1 Ga 

4.2 Ga 

4.3 ▼ 

4.4 [Ne^] 

4.5 St 

Die Errichtung von Garagen ist ausschließlich auf den mit ne¬ 
benstehendem Planzeichen gekennzeichneten Flächen zugelassen. 
Abweichend von dieser Festsetzung können die Garagen auch im 
Hauptbaukörper integriert werden. 

Untergeschoßgaragen sind nur bei den Parzellen 14, 15 und 17 
bis 20 zulässig. 

Flächen-Urngrenzung für Garagen. 

Garagen, die an einer seitlichen Grundstücksgrenze zusammenge- 

baut werden, sind in Form, Neigung und Dachmaterial einheit¬ 
lich und ohne Absatz auszuführen. Die ersteingereichte Garage 
hat Vorrang. 

Einfahrtsbereich für zulässige Untergeschoß-Garagen. 

Flächen - Umgrenzung für Nebengebäude nach § 14 Abs.1 BauNVO 
wie Geräteräume, Holzlegen etc. bis max. 10 m2 Grundfläche je 
Grundstück, zulässig in Grenzbebauung mit gemeinsamer Brand¬ 
wand nach Art. 29 BayBO. 

Flächen für private Stellplätze, Stauraumtiefe rnind. 5,00 m. 

5.-10. entfällt 

11 ■_Verkehrsf 1 ächen und Erschließung 

11.1 Straßenverkehrsfläche 

11.2 ;.FW 

11.3 - 

n-4 

Fußweg 

Straßenbegrenzungslinie 

Verkehrsberuhigter Bereich - Wohnstraße, im Sinne der 
StVO 

Sichtdreiecke mit Angabe der Schenkellänge in Metern. 

Innerhalb der Sichtdreiecke ist jede Art von Bebauung 

und Bepflanzung sowie Ablagerung über 1.00 m Höhe un¬ 
zulässig . 

Ausgenommen hiervon sind einzeln stehende hochstämmige 
Bäume, deren Krone auf einer Höhe von 2,0 m beginnt. 

13 

13.1 

Führung von Versorgungsanlagen und Leitungen 

Trafostation €) 

14. Flächen für Verwertung und Beseitigung von Abwasser 

14.1 

14.2 (A3) 

Parkplätze, Stellplätze und Grundstückszufahrten sowie Fuß¬ 
wege sind überwiegend durchlässig zu gestalten (z.B. humus- 
oder rasenverfugtes Pflaster, Rasengittersteine, Schotter¬ 

rasen, ggf. auch sandgeschlemmte Kies- oder Schotterdecke). 
Die Beläge sind zwecks einheitlicher Gestaltung mit der Ge¬ 
meinde abzustirrrnen. 

Die anfallenden Dacl-vabwässer müssen auf den Baugrundstücken 
durch ausreichend dimensionierte Sickerschächte (Mindestmas¬ 
se: Durchmesser 1.0-1.5 m, Tiefe 2.0 m) beseitigt werden. 

15. öffentliche und private Grünflächen 

15.1 

^vov-,0\y 

öffentliche Grünflächen bzw. gliederndes Straßenbegleitgrün. 
Bei Zu- und Abfahrten der Baugrundstücke kann das Straßenbe¬ 
gleitgrün im erforderlichen Ausmaß (max. 6,0m) unterbrochen 
werden. 

16. entfällt 

1-7■_Flächen für Aufschü-trtungen und Aufgrabungen 

Veränderungen der natürlichen Geländeoberfläche sind nur in 
geringem Unfang in Absprache mit der Kreisverwaltungsbehörde 
zulässig, sofern sie durch ein flaches Gefälle in die natür¬ 
liche Geländeform einbezogen sind. Steil herausragende Bö¬ 
schungen und Terrassierungen sind unzulässig. 

Zur Sicherstellung der Höhenlage sind im Rahmen der Einzel¬ 

baugenehmigungen Gelände-Höhenschnitte (mind. je 1* längs 
und quer) zur Genehmigung vorzulegen. 

18.-19.entfällt 

20-_Maßnahmen zur Landschafts pflege 

Die mit nebenstehendem Planzeichen gekennzeichnete vorhand¬ 
ene Bepflanzung ist in ihrem Bestand zu sichern, zu erl-alten 
und entsprechend zu pflegen. 

Zu sichernder und in die Eingrünung einzubindender Gehölzbe¬ 
stand . 

Flächen mit Geh- und Fahrtrechten zugunsten d. Allgemeinheit 

Im Privateigentum stehende Flächen, die mit Geh- und Fahrt¬ 
rechten zugunsten der Allgemeinheit zu belasten sind. Diese 

Vorgartenbereiche sind von den Grundstückseigentümern gärt¬ 
nerisch anzulegen und in gepflegtem Zustand zu halten. 

21.1 

20 

1 o 

20.2 ©x©:: 

22. Flächen für Gemeinschaftseinrichtungen 

Kinderspielplatz 

FFB 
'138,0 

© 

29.1.3 

H 

29.1.4 

29.1.5 

29.1.6 (A2) 

Die Höhenlage der Gebäude und Garagen wird wegen der starken 
Hangneigung in einem gesondert zu erstellendem Höhenplan der 
Bestandteil des Bebauungsplanes wird festgesetzt: 

max. zulässige Oberkante Erdgeschoß-Fertigfußboden; 
z.B. max. 438,00 über NN 

Als Wandhöhe gilt das Maß von OK- Erdgeschoß-Fertigfußboden 

bis zum Schnittpunkt der Außenkante-Umfassungsmauer mit Obe»— 
kante Dachhaut; die Wandhöhe wird wie folgt festgesetzt: 

I+D max. 3,55 rn, 
II u. II+D max. 6,00 m. 

Die maximale Kniestockhöhe vom Dachgeschoß-Fertigfußboden 
bis zum Schnittpunkt Außenkante-Umfassungsmauer mit Obe»— 
kante-Dachhaut wird wie folgt festgesetzt: 

I+D max. 0,80 m, 

II u. II+D max. 0,50 m, 

die max. Wandhöhe r%ach Ziff. 29.1.3 darf dabei jedoch nicht 
überschritten werden. 

Die Wandhöhe von Garagen- und Nebengebäuden regelt sich nach 
de»- T»~auf|->öhe gemäß BayBO Art. 7, Abs. 5 

Die FFOK von 437.80 über NN für Parz. 13 wird zur Mo»~eau- 
straße hin festgesetzt. 

Bei Parzelle 13 ist ein Versetzen der Wohnungsebenen inne»— 

Kalb des Hauses möglch. Eine Split-Level-Bauweise ist mög¬ 
lich. Die Wandhöhe südseitig ist mit 3.55 m einzuhalten. 

29.2 

29.2.1 

29.2.2 

Form und Gestaltung der Baukörper 

Der Grundriß de»* Baukörper muß die Form eines länglichen 
Rechteckes (Seitenverhältnis mind. 5 : 4) aufweisen. 

Haupt- ut-id Nebengebäude sii-id als gestalteriscl-ie Einheit aus¬ 

zubilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Dachform, 

de»- verwendeten Materialien sowie der Farlages tal tu ng. 

29.3 

29.3.1 

29.3.2 

29.3.3 

Gestaltung des Daches 

Die Dachflächen siiad »-echteckig auszubilden, der Dachfirst 
muß in L.ä»->gs»-ichtung de»- Gebäude verlaufen und ist in Ge- 
bäudemitte zu legen. 

Für Hauptgebäude sind nur Satteldächer, für giebelseitig an¬ 
gebaute Garagen bis max. 4,00 m Breite (Parz. 3) und für die 
Nebengebäude nach Ziff. 4.4 sird auch angeschleppte Pult¬ 
dächer zugelassen. 

Die Dachneigung wi»“d wie folgt festgesetzt: 

I+D von 35 bis 39 Grad 
II u. II+D von 30 bis 36 G»_ad 

Ungleiche Neigungswinkel der beiden Dachflächen sind unzu¬ 
lässig . 

29.3.4 

29.3.5 

29.3.6 

29.3.7 

29.3.8 

29.3.9 

Anbauten wie Garagen urd Fr_eisitze etc. sind durch Absetzen 

der Dachfläche vom Hauptgebäude deutlich zu trenrren. (Mind- 
estabstand zwischen Bauptdach und angeschlepptem Dach 1,0 m). 
Bei a»-»gebauten Garagen mit einer Breite über 4,00 m und im 
Falle, daß ein Absetzen der Dachfläche nicht möglich ist, 
»ruß die Firstr ichtung senkrecht zum Haupt bau kör per verlaufen. 

Satteldächer* von Neberxjebäuden, Garagen ur-d Anbauten, die 
an das Hauptgebäude in gleicher Firstrichtung a»-»gebaut we»— 
den, müssen gleiche Dachneigu»->g wie das Hauptgebäude haben. 

An den Giebelseiten der Hauptgebäude angebaute Nebengebäude 

urd Garagen rnit Pultdächern bzw. mit Satteldächern senkrecht 
zur Hauptgebäude-Firstrichtuf-»g können eine geringere Dach- 
t-»eigu»-»g, mindestei-ds jedoch 25 Grad haben. 

Als Dacheirdeckur-tg werden naturrote Ziegel festgesetzt. 

Diese Festsetzu»-»g bezieht sich auch auf Garagen urd Neben¬ 
anlagen nach Ziff. 4.4 der Festsetzungen. 

Für Anbauten (Wintergärten) sind auch Glasdächer zulässig. 

Dachgauben mit einer max.Ansichtsfläche von 1,50 m2 sind nur 
als stehende Giebel- oder Schleppgauben bei Dachneigungen ab 
35 Grad zulässig. 

Bei außenwandbür-digen Gauben (sogen. "Zwerchhäuser”) sind 
auch g»-ößere Fensterg»~ößen zulässig. 

Die Summe der Gaubenansichtsflächen da»-f 15 % der jeweiligen 
Dachseite (vertikale Ansichtfläche) nicht überschreiten. 

Dachflächenfenster sind nur im untergeordneten Maß bis max. 
1.00 qm Glasfläche je Fenster zugelassen. 

Dachflächenfenster neben Dachgauben urd Dacheinschnitte mit 
stehenden Fer»stern sind unzulässig. 

Kamine dürfen nicht an Außenwänden liegen u»-d müssen so arrge- 
ord»-*et sein, daß sie in Firstr»ähe austreten. 

29.3.10 ® entfällt 

29.3.11 (ä) Flachdächer sind im gesamten Baugebiet unzulässig. Ausnahme: 

Die Garage der Parz. 16 ist mit beg»"üntem Flachdach zulässig. 

29.4.^ 

29.4.1 

29.4.2 

29.4.3 

Fassadengestaltung 

Die Fenster— und Türöffnungen müssen zu einer ausgewogenen 

Fassadengliederung beitragen. 

Fenster und Türen sind als stehende Rechtecke auszubilden. 
Flächen über 1,20 qm sird durch Sprossen oder Rahmen harmon¬ 
isch zu untergliedern. Unterschiedl iche Fernster großen müssen 
gleichger»eigte Diagof-»alen auf weisen. 

Baikone sird in Holz auszuführen. Über~eckba Ikone sind nur zu¬ 
lässig, wenn sie umlaufend sird u»"d kei»->e Gebäudeeinschnitte 
erfolgen. 

Als Material für die Fassade sird verputztes Maue»*werk urd 

Holz zulässig. 

—o-Bestehende Grurdstücksgrenzen 

-o-»— Aufzuhebende Grundstücksgrenzen 

Vorgeschlagene Grui-dstücksgrenzen im Ralmen einer 

geordneten städtebaulichen Entwicklung 

538 

m 

Höhenschichtlir»ien, z.B. 440.00 NN 

Flurstücknummer, z.B. 538 

Vorhaf-dei-te Woh»-»gebäude 

Vo»-|-»a»-dene Nebengebäude 

Zu beseitigerde Gebäude 

Vorgeschlagene Bebauung 

Parzellen-Numrner, z.B. 5 

Erschließungs- 

voraussetzungen: L>ie Gebäude sird vor Bezugsfertigkeit an die zentrale 

Wasserversorgungsanlage urd an die zentrale Abwasserbe- 
seitigungsanlage anzuschlieöen. 

Die Gebäude sind gegen Gruf-d- bzw. Schichtenwasser und 
Obe»-flächenwasse»- zu sichern. 

Kar-tengrundlage: 

Amtliches Katasterblatt M 1 : 1000 
Nr.: NO 7-22. 19*20, 24+25 
Vermessungsamt Mühldorf a. Inn 1983 
Stand: Juni 1991 

Ergänzung des Baubestandes erfolgte durch den Planverfasse»-. 

Maßentnahme: Planzeichnung zur Maßentrvahrne nur bedingt geeigi-»et; 

keine Gewähr für Maßhaltigkeit. Bei Vermessung sird 
etwaige Differenzen auszugleichen. 

C) VEF5F/5+FEN5VERfvOTKE ZUR BEBAUUJGSRV'Nß.LFS TELLUN3 

1. AIFSTELLUNGSBESCH_USS: 

Die Gerne i nde 1v*t in der- Sitzung vom 20. 34. ^jO die Auf s tel lung /des Bebauungsplanes 
besclilossen. Der Aufstellu»x)sbesehlu0 v*jrde am 2fa. ,4A'■ SO ortsuKliclV bekanntgemacht. 

Schwindegg, den 2 7.. Dez.. .1993 

2. BURGERBETEILIGUN3: 

Die Rlrgerbetei1igung gemäß § 3, Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
für- den EntuAjrf dieses Bebauungsplanes hat in der Zeit vom 
stattgefurxien. 

2 7. Dez. 1993 yiSBWi Scliwindegg , den 

3. AUSLEGUNG: 

ng und Anhörung 
bis 

ber, KBü»ge»^neister 

Das Landratsamt Mjhldorf a. Inn hat mit Bescheid von»Az.Cvt ^»SIM TTvC 

erklärt, daO der amC3%.^0.^D als Satzung beschlossene Bebauungsplan "HCFMJHLE" in 
der Planfassuf^g vom gegen keinerlei Rechtsvorschriften verstoße, voraus¬ 
gesetzt, die Gemeinde befolgt die in diesem Bescheid naher bezeichnten Auflagen. 

Mit der Ausl« 
Abs. 1 BauGB 
ungsplan wurde am 

vcm 03 
ngeführt 
30.11.93 

11.93 bis 19.11.93 wurde ein Verfahren nach § 13 
Einwände wurden nicht vorgebracht. Der Bebau¬ 

ais Satzung beschlossen. 

Mühldorf a. Inn, den 14.02. 

7. BEKAmTMACHUNG: 

Die Bekanntmachung nach § 12 BauGB erfolgt 
Der Bebauungsplan "H0FMUHLE" mit Begründung 

Zeiten (Montag bis Freitag von 8.00 bis 12.00 
l»i der Geschäfststeile der Gemeinde Schwlrtdegg 

Ober den Inhalt des Bebauungsplan wird auf Verlangen Auskunft gege 
folgen des § 44 Abs. 3 und 4, der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewi 

Bebauurrgsplan ist damit rechtsverbindlich 

Icjtzung beschlos 

Rambold, Landrat 

De 

Schwiixlegg, den 

Amtstafel am^ 
ag zu den üblichen Dlertst- 

ch von 14.j}0 bi* 18.00 Uhr) 

EinsicKt/ bereitgehalten. 
Auf die Rechts- 

worden. 

2 Z..Dez...1993 

übe»-, 1. Bürgermeister 

23. - 24. entfällt 

25. Bindungen für Bepflanzungen 

25.1 

25.2 

25.3 

Die unbebauten Flächen der Baugrundstücke sind, soweit sie 
nicht als Geh- u»-*d Fahrflächen oder Stellplätze für Kraft¬ 
fahrzeuge festgelegt sind, gärt»->erisch zu gestalten. 
Je angefangene 200 m2 Grurdstückfläche ist mind. 1 Laubbaum 

bodenständiger Art (einschl. Obstbäu»De) zu pflanzen. 

Dabei ist Art.47 des Ausführungsgesetzes zum BGB vom 20.7.82 
(Grenzabstand von Bäumen, Sträuchern usw.) zu beachten. 

Das Anpflanzen von buntlaubigen Laubgehölzen sowie blaunade¬ 
ligen Nadelgehölzen ist in den Vorgärten unzulässig. 

Pflartzgebot gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB für standortgemäße, 
heimische Laubbäume 

/+"') üe Grurxlstück ist straßerrseitig ein sogenannter Hausbaum 
(standortgemäßes, heimisches Laubgehölz) zu pflanzen. 

Der rnit neber>stehendem Planzeichen gekennzeichnete öffent¬ 
liche Grünstreifen ist mit standortgemäßen, heimischen Groß- 
und Kleinbäumen und Sträuchern zu bepflanzen und als Dauer- 
grünbepf lanzung zur freien Landschaft zu erhalten. 

26. entfällt ^ 

27. _Geltungsbereich 

27.1 Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

29.4.4 

29.4.5 

29.4.6 

29.4.7 

29.5 

29.5.1 

28._Vermaßung 29.6 

Verrnaßung in Metern, z.B. 5,0 m 29.6.1 

29. Bauliche Gestaltung 

In Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB werden gern. Art. 91 BayBO 
zur baul ichen Gestaltung Festsetzu»-»gen getroffen. 

Bei der Gestalturxg der Gebäude sind folgende wesentliche 
Gestaltungselernente zu berücksichtigen: 

klar gegliederte, längsgerichtete rechteckige Baukörperform, 
- geneigtes Satteldach, 

- große Dachüberstande nur in Verbindung mit Baikonen 
und Freisitzen, 

- Lochfassade mit überwiegendem Anteil an geschlossenen Flächen 

29-1 Höhenentwicklung der Gebäude 

Sämtliche baulichen Anlagen sind so zu errichten, daß Ver¬ 

änderungen der natürlichen Geländeoberfläche auf ein Mindest¬ 
maß beschränkt bleiben. 

29.6.2 

29.6.3 

OQ C . A 

Putzflächen sirtd in ruhiger Oberfläche»-istruktur auszuführen 
und in hellen Tö»^en zu streichen. Stark strukturierte Putze, 
Zierputze sowie g»-ell wirkende Farba»-»striche sind unzulässig. 

Sockel, Unter- und Kellergeschosse dürfen von den Wandflächen 
durch Zeichnur-*g oder unterschiedliche Farba»-»striche nicht ab¬ 
gesetzt werden. 

Wandverkleidungen aus Keramik, Kunst- oder Natursteinplatten, 
Faserzementplatten o.ä. sind unzulässig. 
Zulässige Sichtblenden sowie Pergolen dürfen nur in Holz oder 
Mauerwerk ausgeführt werden. 

Holzscbalu»-tgen sind mit steherder Verbretterung auszufüh»~en. 

Holzteile dürfen nur mit transparenten Imprägniermitteln oder 

Lacken behandelt werden, bei denen die »natürliche Maserung 
des Holzes sichtbar bleibt. Grell wirkende Farbanstriche sind 
unzulässig. 

Neben- bzw. Gemeinschaftsanlagen 

Abfallbehälter sirxJ entweder in die Gebäude zu integrieren 
oder in baulichen Zusammenhang rnit diesen unauffällig in das 

Baugebiet einzufügen. In der Einfriedung eingebaute Müllbe¬ 
hälter sir»d ebenfalls zulässig. 

MjI1tonnenboxen in Sicht-, Waschbeton o.ä. sirxi unzulässig. 

Einfriedungen 

Bei Grui-dstücken, die unmittelbar an die Fahrbahn angrenzen, 
müssen die Zäur-ie mind. 1,0 m zurückgesetzt werden. 

Bei rnit nebenstehendem Planzeichen gekennzeichneten Flächen 

(s. Ziff. 21.1) darf die Einfriedung erst auf der grundstück¬ 

seitigen Begrenzungsli»-iie e»-richtet werden. 

Die Einfriedungen sind so zu gestalten, daß ein gefälliges 

und einheitliches Bild gewähr*leistet ist. Die Errichtu»rg von 

Mauern, Stützmauern ur-d Einf riedurrgs socke ln die über Gelände 
heraus»-agen ist u»-izulässig. 

Straßenseitige Einfriedungen sind als Holzzäune mit senkrech¬ 
ter Lattung (Staketeinzaun) von max. 1,00 m Höhe über Straßen¬ 
oberkante auszubilden. 
Eii-tgar-igstüren u. Einfahrtstore sind höhenbündig mit dem Zaun 
in gleicher Ausführungsart herzustellen. 

An Grenzer» zwischer» den Nachbargru»-»dstücken sird max. 1,00 m 
hohe Masche»->d»-ahteinfriedungen mit Hinterpflanzu»Dg aus heim¬ 
ischen Sträuchern anstelle der Holzzäur»e zulässig. 
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De»- Bebauungsplan umfaßt die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereiches 
liegenden Flurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 

Die Gemeinde Schwindegg erläßt aufgrur'd des § 10 in Verbindurtg mit den 

§ 1, 2, 3, 8 urxl 9 des Baugesetzbuches (BauGB), der Art. 91 Abs. 3, Art. 5, 
6, 9 und 10 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) urd des Art. 23 der Gerneirde- 
ordnui-ig für den Freistaat Bayern (GO) diesen Bebauurtgsplan als Satzung. 

Fertigungsdaten: 

Vorentwurf am 27.09.1991; Entwurf 
Geändert 

am 15.09.1992 
am 08.12.1992 

A2) am 06.07.1993 

A3) am 05.1 0. 1993 

AUSSCHNITT AUS DEM FLACHENNUTZUNGSPLAN DER GEMEINDE SCHWINDEGG M 1 : 5000 
VOM 26.02.82 , MIT 3. ÄNDERUNG VOM 24.05.1993 

PLANVERFASSER: ARCHITEKT - DIPL 

HERZOG - ALBRECH 
TELEFON 08082 / 

ING. FH THOMAS SCHWARZENBÜCK 

, 84419 SCHWINDEGG 
AX 08082 / 5 8 4 4 

Tf-T 8-Ooo 
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BAUHERR Gemeinde Schwindegg 
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BEGRÜNDUNG ZUM 
^’/r- 

BEB a 'Ü:U'n-£ S P L A N 

Nr. 

für das 

Baugebiet: 

umfassend die 

Grundstücke 

mit den Fl-Nr, 

der GEMEINDE SCHWINDEGG 

M O IF' IM Ü M L. 

vom 15.09.1992 

Geändert am 08.12.1992 

_am 06.07.1993 

f 11 tar«P: j 

Mühldorf a. !nn 

538, 560, 561/1, 561/2, 554*. 555* 

(die mit * bezeichneten teilweise) 

J£ing.: 30.DEZ. 199 3 
§ 

Lü!~=—__ 

PLANVERFASSER: .ARCHITEKT - DIPL. ING. FH THOMAS SCHWARZENBÖCK 

HERZOG - ALBRECHT - STRASSE 6, 8255 SCHWINDEGG 

TELEFON 08082 / S 2 5 2 - FAX 08082 / 5 8 4 4 

A. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

1. Der Bebauungsplan wurde aus dem fortgeltenden Flächennutzungsplan der 

Gemeinde Schwindegg vom 26.02.1982, geändert 15.01.1990, entwickelt. 

Der südliche Baugebietsteil ist derzeit im Flächennutzungsplan roch als 

Fläche für die Landwirtschaft dargestei.lt. Die Änderung/Anpassung des 

Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren nach § 8 Abs.3 BauGB. 

* t 

2. Eine kommunale EntwicklungsplanungT(MBe& vom 24.6.1974 - MAB1 S. 467; 

besteht nicht. 

3. Der Bebauungsplan dient folgenden Zielen und Zwecken: 

Mit diesem Bebauungsplan soll die Rechtsgrundlage und die städtebauliche 

Ordnung für den irn Plan begrenzten Geltungsbereich geschaffen werden. 

Der dringende Wohnraumbedarf in der Gemeinde Schwindegg kann kann durch 

diese Baugebietsausweisung vorerst gemindert werden. 

B. Lage, Größe und Beschaffenheit des Baugebietes 

1. Das Planungsgebiet liegt ca. 500 m südlich, des Ortskerns von Schwindegg 

im Anschluß an die rechtskräftigen Bebauungspläne "Süd I" u. "Ost I". 

Westlich wird es vom Weiler "Hofmühle" begrenzt, im Süden und Südosten geht 

das Planungsgebiet in die freie Landschaft über. 

Das Baugebiet hat eine Größe von 1,9500 ha. 

2. Die Entfernung des Baugebietes zu folgenden Anlagen und Einrichtungen, so¬ 

weit diese nicht im Bereich des Bebauungsplanes liegen, beträgt: 

Bahnhof ca. 1100 m, Volksschule ca. 800 m. 

Omnibushaltesteile ca. 500 m, Versorgungsiäden ca, 500 m, 

Kirche ca. 700 m 

3. Das Gelände fällt steil nach Norden ab. 

das Grundwasser liegt ca. 4m (im unteren Bereich) unter dem Gelände. 

4. Der Boden besteht aus Lehm bis ca. 5 m Tiefe, darunter kiesvermischter Lehm. 

Die Gebäude sind gegen Grund- bzw. Schichterwasser zu sichern. Die Ausbild¬ 

ung von wasserdichten Wannen wird angeraten, Hangwasser ist abzuleiten. 
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5. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist folgende Bebauung vorhanden: 

1 ehern, landwirtsch. Kleinanwesen (= zu beseitigen) auf Parz. 1 

6. Es ist folgender Baumbestand vorhanden, der zu sichern, zu erhalten 

und zu pflegen ist: 

Gehölzbestand an der südwestl. Baugebietsecke (s. Festsetzungen ciff. 20), 

4 Birken südl. der Parz. 8 und 9 (s. Festsetzung Ziff. 20.1) 

C. Geplante bauliche Nutzung 

1. Die Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan wie folgt festgesetzt: 

Art der Nutzung n. BauNVO Brutto- Fl-Nr. 
fläche (die mit * bezeichneten teilweise.) 

WA - Allgem. Wohngebiet 1,9500 ha 538, 560, 561/1, 561/2, 

§ 4 BauNVO 554*, 555* 

2. Irn Baugebiet sind vorgesehen: 

3 II+D- geschoöige Wohngebäude mit ca. 

7 II- geschoßige Wohngebäude mit ca. 

12 I+D- geschoßige Wohngebäude mit ca. 

18 Wohnungen, 

12 Wohnungen, 

12 Wohnungen, 

gesamt ca. 42 Wohnungen. 

ca. 42 Garagenstellplätze, ca. 34 Pkw-Stellplätze (privat) und 

ca. 4 Pkw-Stellplätze (öffentlich). 

3. Es ist damit zu rechnen, daß das Gebiet innerhalb von ca. 4 Jahren ab 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes bebaut wird. 

Bei durchschnittlicher Belegung von 3,2 Personen/Wohnung, werden 

dann ca. 135 Personen mit ca. 25 volksschulpflichtigen Kindern 

in dem Gebiet wohnen. 

4. Flächenverhältnisse: 

a> Das Netto-Bauland (= Gesamtfläche aller Baugrundstücke) 

umfaßt: 1,3680 ha (1) 

Verkehrsflächen (innere Erschließung): 

Straßenflächen, Fußwege 0,1350 ha 

Straßenbegleitgrün 0,1240 ha 
- 0,2590 ha (2) 

Somit umfaßt das Brutto-Bauland (Summe 1-2) 

Die örtlichen Grün- und Freiflächen umfassen: 

öffentliche Grünflächen (Randeingrünung) 

Gemeinbedarfseinrichtungen (Kinderspielplatz) 

Somit umfaßt die Brutto-Baufläche (Summe 3-5) 

b) Von der Brutto-Baufläche (6) entfallen auf 

das Brutto-Bauland (3) 83,4 % 

die örtl. Grün- u. Freiflächen (4) 12,0 % 

die Flächen für Gemeinbedarf (5) 4,6 % 

1,6270 ha (3) 

0,2330 ha (4) 

0,0900 ha (5) 

1,9500 ha (6) 

100 % 
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c) Vom Brutto-Bauland (3) entfallen auf 

das Netto-Bauland (1) 84,0 % 

die Verkehrsflächen innere Erschl. (2) 16,0 % 

100 % 

d) Es ergibt sich eine 

Bruttowohnungsdichte von 25,8 

Nettowohnungsdichte von 30,7 

Wohnungen je ha Brutto-Wohnbauland (3) 

Wohnungen je ha Netto -Wohnbauland (1) (a) 

D. Bodenordnende Maßnahmen 

Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes und um zweckmäßig gestaltete Grund¬ 

stücke sowie eine ordnungsgemäße Bebauung zu ermöglichen, ist eine Umlegung 

(§§ 45 ff BauGB) bzw. eine Grenzregelung (§§ 80 ff BauGB) nicht 

erforder1ich. 

E. Erschließung, Finanzierung 

1. Das Baugebiet erhält über die Rimbach-, Haunsperg- und Moreaustraße 

Anschluß an das bestehende Wegenetz. 

2. Die im Bebauungsplan vorgesehenen Erschließjngsstraßen werden in einem 

Zuge hergestellt. 

3. Die Wasserversorgung ist sichergestellt durch Anschluß an die vorhandene 

zentrale Wasserversorgungsanlage der "Isener Gruppe1'. 

Der Anschluß ist ab sofort möglich. 

4. Die Abwässer werden abgeleitet durch Anschluß an die vorhandene zentrale 

Kanalisation der Gemeinde Schwindegg. 

Der Anschluß ist ab sofort* möglich, 

Kanalnetz in Trenn - System. 

5. Die Stromversorgung ist sichergestellt durch Anschluß an das vorhandene 

Versorgungsnetz des 11EVU-Westenthanner11. 

Der Anschluß ist ab sofort möglich. 

6. Die Beseitigung der Abfälle ist sichergestellt durch 

die Müllabfuhr des Landkreises Mühldorf a. Inn. 

7. Die Erschließung erfolgt vollständig durch die Gemeinde Schwindegg, 

ein Erschließungsvertrag ist nicht beabsichtigt. 

8. Die Finanzierung ist wie folgt vorgesehen: 

Die Mittel für den Eigenanteil der Gemeinde werden im Haushaltsplan bereit¬ 

gestellt, die Umlage für die Erschließungskosten erfolgt nach den gültigen 

Satzungen. 

F. Voraussichtliche Auswirkungen und Verwirklichung der Planung 

1. Es ist nicht zu erwarten, daß die Verwirklichung der Planung sich nachtei¬ 

lig auf die persönlichen Lebensumstände der in dem Gebiet wohnenden oder 

arbeitenden Menschen auswirken wird. 

Ein Sozialplan (§ 180 Abs. 2 BauBG) ist daher nicht erforderlich. 



4 

2. Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes sollen alsbald folgende Maßnahmen 

getroffen werden: 

a.) Öffentliche Auslegung und Anzeigeverfahren - Bebauungsplan 

b) Projektierung der Erschließungsmaßnanmen. 

G. Weitere Erläuterungen 

1. Das Baugebiet wurde bisher landwirtschaftlich genutzt, Altlasten sind der 

Gemeinde nicht bekannt. 

1. Änderung vom 19.12.1992 
a) Der Fußweg an der Sudwestecke mußte zwischen die Parzellen 1, 2 u. 3 ver¬ 

legt werden, da bei der ursprünglichen Lage zu umfangreiche Geländebeweg¬ 

ungen erforderlich gewesen wären. Der Fußweg dient für die Kanaltnassen 

und wird ab Parz. 22 bis zum Wendehammer-West nur als Schotterrasenflache 

hergestellt. 

b) Der westl. Einfahrtsbereich zur Rimbachstraße wurde in Abstimmung mit dem 

Ing.-Büro abgeändert. 

c) Entlang der Hangstraße wurde bei Parz. 9 bis 12 und 14 bis 20 das btraben- 

begleitgrün auf 1,0 bzw. 1,5 m reduziert, da sich im Zuge der Straßenplan¬ 

ung diese Breiten als ausreichend für die Böschurgen herausgestellt haben. 

Die Flächen wurden den Baugrundstücken zugeschlagen. 

d) In Abstimmung mit dem Landratsamt Mühldorf a.Inn wurde der Begründung eine 

Pflanzliste und dem Planteil ein Höhenplan angefügt. 

2. Änderung vom 06.07.1993 
•Gemäß Bescheid Landratsamt Mühldorf a.Inn vom 16.06.1993 wurde die Fest- 

setzung Nr. 29.1.6 neu aufgenommen und Nr. 29.3.7 geändert, der Fußweg 

im südwestlichen Teil wurde im Planteil in voller Länge dargestellt. 

3. Änderung vom 05.10.1993 
Die Festsetzung Nr. 14.2 wurde gemäß Schreiben WWA-Rosenheim vom 08.06.93 

neu aufgenommen. 

Schwindegg, 15.09.1992 

Geändert: 08.12.1992/06.07./05.10.1993 

Schwindegg, 
2 7. Dez. 1993 

Diese Begründung wurde zusammen mit dem Entwurf des Bebauungsplanes gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB vcm mit /'i'ß-Z in Schwindegg, Rathaus Zi. .. 

öffentlich ausgelegt. 



Architekt: Th.Scnwarzenböck Herzog-Albr. -Str. 6, 8255 Schwindegg, Tel. 08082/5252 

PFLANZLISTE ZUM BEBAUUNGSPLAN- ZIFF. 25 

(Standortgemäße, heimische Laubbäume und Sträucher) 

01 GROSSBALME: 

Privatbereich: 

öffentlicher Bereich: 

Acer platanoides 

Acer pseudoplatanus 

Betula pendula 

Fagus silvatica 

Fraxinus exceisior 

Prunus avium 

Quercus robur 

Tilia cordata 

02 KLEINBALME: 

Privatbereich: 

Acer campestre 

Ainus glutinosa 

Carpinus betulus 

Cornus mas 

Sorbus aucuparia 

(wahlweise Obstbäume) 

03 STRÄUOER: 

Cornus mas 

Cornus sanguinea 

Corylus avellana 

Prunus spinosa 

Rhamnus frangula 

Salix caprea 

Sambucus nigra 

Sambucus racemosa 

Viburnum lantana 

04 HECKEN: 

Acer campestre 

Carpinus betulus 

Fagus silvatica 

Heister 2 xv., 200 - 250 cm Höhe 

Hochstämme 3xv., m.B. 14 - 16 cm STU 

Spitzahorn 

Bergahorn 

Sandbirke 

Rotbuche 

(Bern. Esche 

Vogel-Kirsche 

Stieleiche 

Winterlinde 

Heister 2xv., 125 - 150 cm Höhe 

Obstbäume: Hochstamm 

Feldahorn 

Schwarzerle 

Hainbuche 

Kornelkirsche 

Gern. Eberesche 

2xv., o.B. 100 - 150 cm 

Kornelkirsche 

Echter Hartriegel 

Haselnuß 

Schlehdorn 

Fau1bäum 

Sal-Weide 

Holunder 

T rauben-Holunder 

Wolliger Schneeball 

2xv., o.B. 60 - 100 cm 

Feldahorn 

Hainbuche 

Rotbuche 

05 NEGATIVLISTE FÜR DIE. BEPFLANZUNG: 

Chamaecyparis 

Ligustrum vulgare 

Taxus baccata 

Thuja 

Scheinzypresse (in allen Arten) 

Liguster 

Eibe 

Lebensbäum (in allen Arten) 

11-1992 


